
Es wird ernst. Deutschland und seine Bür-
ger stehen vor der Wahl � der am 27.
September 1998 und, viel umfassender
noch, vor der Entscheidung, ob sie sich
nunmehr ernsthaft dazu aufraffen wollen,
die gewaltigen Probleme zu lösen, in die
sich das ganze Land seit Jahrzehnten par-
teiübergreifend hineinmanövriert hat.

Arbeitslosigkeit an der Viermillionengrenze,
Sozialsysteme, die trotz stetig steigender
Beiträge in ihrer Finanzierung nicht gesi-
chert sind und Steuersätze in Rekordhöhe,
die dennoch kaum genug erbringen, um
alle vom Staat übernommenen Aufgaben
decken zu können: schon das macht deut-
lich, worum es inzwischen geht. Doch da-
mit nicht genug. Die sich allenthalben ab-
zeichnenden Umwälzungen der Lebens-
und Arbeitswelt sind dabei, dem bisher Ge-
wohnten den Boden zu entziehen. Sie ver-
langen ganz andere Einstellungen und Ein-
richtungen als das, was wir bis heute
praktizieren. Sie halten aber auch welt-
weit neue Chancen für die bereit, die künf-
tig die Zeichen der Zeit verstehen und sich
darauf einstellen. Es gibt rund um den Glo-
bus immer mehr davon.

Uns für diese neue Wirklichkeit tauglich zu
machen und dafür zu sorgen, daß wir in ihr
bestehen können, das steht jetzt zur Ent-
scheidung an � auch bei dieser Bundes-
tagswahl. Bei ihr werden wir die Parteien
und Abgeordneten berufen, die aus dem
ehemaligen Reichstag in Berlin von der po-
litischen Seite her den Brückenschlag ins
neue Jahrhundert vornehmen müssen. Ob
wir � als Volk wie als einzelne � dieser Ära
mit Selbstzweifeln und Angst entgegense-
hen oder mit Optimismus und Selbstver-
trauen in sie hineingehen, hängt ganz ent-
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scheidend davon ab, daß die Politik � und
mit ihr das Ensemble aller gesellschaftli-
chen Kräfte � in den Jahren 1998 bis
2002 den Kurs richtig setzen.

Welcher Kurs den Parteien vorschwebt,
haben sie in ihren Wahlprogrammen darge-
legt. Es sind Zeugnisse, die nach Sprache
und Aussagewert selten so eindeutig sind,
wie sie sich gerne geben, und die von den
tagtäglichen Eigeninterpretationen immer
wieder in unterschiedliches Licht getaucht
werden. Doch die Kernaussagen der Pro-
gramme und ihrer Vertreter lassen sich fil-
tern und an einem ordnungspolitischen
Prüfraster messen.

Dies wird im folgenden getan. Auf den zen-
tralen Gebieten Arbeit, Soziales und Steu-
ern wird in der gebotenen Kürze die derzei-
tige Situation skizziert, das zur Lösung des
Problemstaus ordnungspolitisch Erforderli-
che genannt und ihm die Programmatik
der Parteien gegenübergestellt. Von Bedeu-
tung für Deutschland wird sein, inwieweit
sich die heutigen programmatischen Äuße-
rungen der politischen Wettbewerber und
ihr späteres Regierungshandeln zu einem
schlüssigen, zielführenden Gesamtkonzept
zusammenfügen. Denn nur dann ist die
dringend gebotene Ursachentherapie mög-
lich.

Für deren Erfolg wird allerdings entschei-
dend sein, ob und inwieweit die Politik es
künftig versteht, sich selbst mehr zurück-
zunehmen als bisher und das Individuum
wieder in seine Rechte und Pflichten ein-
zusetzen � inwieweit sie also die immer
weiter abgedrängte Subsidiarität mit der
Solidarität wieder ins Gleichgewicht brin-
gen kann. Der Staat hat die Aufgabe, den

gesetzlichen Rahmen so zu ziehen, daß
der einzelne � und mit ihm die Gesell-
schaft � sich entfalten kann und daß ande-
rerseits niemand in Not allein gelassen
wird. Das ist auf den hier besprochenen
Gebieten seine zentrale politische Gestal-
tungsaufgabe. Eine Politik, die mehr ver-
spricht und dazu weiter auf Verteilen setzt,
kann nur scheitern.

Für die Subsysteme Arbeit, Soziales und
Steuern gilt: Sie verhalten sich zueinander
wie kommunizierende Röhren. Jedes Glas
für sich genommen mag durch eine darauf
gerichtete Politik für einen Sekunden-
bruchteil voller werden. Wird dadurch je-
doch eines der anderen Gefäße leerer, so
wird auch im ersten Glas der Inhalt sin-
ken.

Was wir in Deutschland brauchen, ist eine
abgestimmte Politik in allen drei Berei-
chen � eine ordnungspolitische Erneue-
rung, die den Pegelstand insgesamt wieder
ansteigen läßt.

Arbeitsmarkt: Belebung
durch wirtschaftliche
Dynamik

Die Arbeitslosigkeit verharrt auch im
Wahljahr auf hohem Niveau. Selbst bei
weiterhin guter Konjunkturlage wird die
Zahl der Erwerbslosen die Grenze von vier
Millionen wohl kaum unterschreiten. Von
der Arbeitslosigkeit besonders betroffen
sind Personen ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung, behinderte und ältere Arbeit-
nehmer. Schwerwiegend dabei ist die dau-
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erhafte Verfestigung der Arbeitslosigkeit:
Gut ein Drittel der Erwerbslosen ist seit
mehr als einem Jahr ohne Beschäftigung.

Wer die Arbeitslosigkeit bekämpfen will,
kommt an einer grundlegenden Einsicht
nicht vorbei: Nachfrage nach Arbeitskräf-
ten entsteht nur dann, wenn die Arbeits-
kraft dem Unternehmen mindestens soviel
einbringt, wie sie kostet. In der Marktwirt-
schaft gilt für alle Beteiligten: Wird im
Einzelfall weniger als erwartet verkauft,
sollte man die Preise überprüfen, wird we-
niger Arbeit nachgefragt, einen sorgfältigen
Blick auf die Löhne werfen. Sicherlich gibt
es Beschränkungen der Handlungs- und

eine Erhöhung des Beschäftigungsstandes
auch gebraucht werden. Der Staat leistet
seinen Beitrag, indem er die Bedingungen
für rentable Produktion in der Volkswirt-
schaft verbessert und damit den Spielraum
für lohnende Beschäftigung erweitert.
Dazu gehören die Reform des Steuersy-
stems, mit dem Ziel, das Wagnis des Inve-
stierens steuerlich weniger zu treffen, dazu
gehört ebenso der Abbau unnötiger Regu-
lierungen, die Stimulierung innovativer Tä-
tigkeit und Hilfe bei der Qualifizierung und
Umqualifizierung von Problemgruppen.

Angesichts der hohen Arbeitslosigkeit und
des scharfen internationalen Wettbewerbs

Wirkungsräume für die Lohnpolitik. Dazu
gehören Elemente unserer Sozialsysteme,
die so gewollt sind, obwohl sie einer ho-
hen Beschäftigung im Wege stehen. Das
entläßt die Tarifparteien aber nicht aus ih-
rer beschäftigungspolitischen Verantwor-
tung.

Hohe Arbeitslosigkeit baut sich am verläß-
lichsten in einer Periode kräftigen und
langanhaltenden Wachstums ab. Die Lohn-
politik leistet ihren Beitrag dazu, indem
sie die Löhne nicht an der Produktivität
der besonders produktiven Arbeitsplätze,
sondern an der � geringeren � Produktivität
derjenigen Arbeitsplätze orientiert, die für

Die beschäftigungspolitischen Konzepte der Parteien
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Eine Reform des inzwischen unübersehba-
ren Schaden anrichtenden deutschen Steu-
ersystems ist dringend geboten. Dies gilt
namentlich für die Einkommensbesteue-
rung. Sie ist in hohem Maße intransparent,
überkompliziert und verfehlt die horizontale
wie vertikale Steuergerechtigkeit. Ange-
sichts einer Vielzahl steuerlicher Vergünsti-
gungen und einer noch größeren Zahl an
Sonderregelungen werden weder gleiche
Einkommen bei allen Bürgern gleich be-
steuert, noch wird bei der Verteilung der
Steuerlast auch nur einigermaßen konse-
quent dem Prinzip der Leistungsfähigkeit
Rechnung getragen. Neben diesen vertei-
lungspolitischen Defiziten schädigt vor al-
lem die aus vielfältigen Ausnahmeregelun-
gen resultierende Fehlsteuerung von Res-
sourcen in unproduktive oder weniger pro-
duktive Verwendungen die gesamte Volks-
wirtschaft.

Eine Steuerreform muß in erster Linie dar-
auf abzielen, die Steuersätze und die Bela-
stung für alle deutlich zu senken und die
über Jahrzehnte gewachsenen Steuerver-
günstigungen aufzuheben. Die konkrete
Ausgestaltung der Reform muß darauf ge-
richtet sein, Wachstum und Beschäftigung
deutlich zu erhöhen durch eine spürbare
Nettoentlastung, durch die Verbesserung
der steuerlichen Bedingungen für die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen, also für das Inve-
stieren, und durch eine leistungsfreundli-
che, transparente und gerechte Gestaltung
des Steuersystems.

Die im heutigen Steuerrecht vorhandenen
Vergünstigungen � wie Abschreibungsmög-
lichkeiten, Pensionsrückstellungen oder sub-
ventionsähnliche Befreiungstatbestände �
sind vielfach nichts anderes als vom Gesetz-
geber bewußt gewollte Investitionsanreize.
Ihre Beseitigung macht nur dann Sinn,
wenn die Steuersätze derart gesenkt wer-

dem regulären Arbeitsmarkt zu mehr Be-
schäftigung zu kommen. Es ist illusorisch
zu glauben, diese Jobs könnten durch ge-
setzliche Eingriffe in reguläre Beschäfti-
gung umgewandelt werden. Die hohen Be-
lastungen durch Sozialabgaben und Steuern
würden die Beschäftigungsmöglichkeiten
vernichten oder die Menschen in die
Schwarzarbeit treiben.

Der unzureichenden Produktivität von Ar-
beitsuchenden versucht der Staat mit In-
strumenten der Arbeitsmarktpolitik beizu-
kommen. So gewährt er beispielsweise
Einarbeitungszuschüsse. Bei wirklichen
Problemfällen, in denen schwervermittel-
baren Arbeitslosen geholfen werden soll,
gilt das als unvermeidbar. Aber ordnungs-
politisch ist Vorsicht geboten. Es kann
nicht Aufgabe des Staates sein, lohnpoliti-
sche Fehlentwicklungen zu Lasten des
Steuerzahlers zu korrigieren. Außerdem
kann es zu Wettbewerbsverzerrungen kom-
men. Ordnungspolitisch aber noch proble-
matischer und kontraproduktiver wäre es,
wenn Lohnsubventionen � wie etwa der
Kombilohn � dauerhaft und flächendeckend
eingeführt würden.

Eine ordnungspolitisch konforme Politik für
mehr Beschäftigung muß die Weichen in
die richtige Richtung stellen: Mehr
Wachstum durch eine Stärkung der Ange-
botsbedingungen, höhere Beschäftigungsin-
tensität durch Flexibilisierung, keine staat-
lich subventionierte Arbeitszeitverkürzung
und keine Einschränkung der sogenannten
neuen Beschäftigungsformen sowie eine
Arbeitsmarktpolitik, die sich auf Problem-
gruppen und ihre Eingliederung in den er-
sten Arbeitsmarkt konzentriert.

Ein Bündnis für Arbeit ist bei alledem kein
Allheilmittel. Als Instrument der Restaurie-
rung, das die Verantwortlichkeiten ver-
schleiert, wäre es schädlich. Zielführend
könnte es nur sein, wenn es auf die Her-
stellung des Konsenses in der oben skiz-
zierten Gesamtstrategie und damit tatsäch-
lich auf die Stärkung der Wettbewerbsfähig-
keit des ganzen Landes gerichtet ist.

müssen die Unternehmen in die Lage ver-
setzt werden, in so vielfältiger Weise wie
irgend möglich ihre Chancen zu nutzen.
Das macht den Rang des Themas Flexibili-
tät aus. Dazu gehören beispielsweise eine
weitere Lockerung des Kündigungsschut-
zes, eine über die Beschränkung der ge-
setzlichen Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall hinausgehende Entlastung der Unter-
nehmen von Sozialaufgaben und die Auflok-
kerung des sogenannten Günstigkeitsprin-
zips, das den Arbeitnehmern die Möglich-
keit verwehrt, ihren Arbeitsplatz durch ge-
ringere Löhne zu sichern.

Mehr Flexibilität muß sich auch in Form
betriebsindividueller Arbeitszeiten durch-
setzen. Für die Leistungskraft der Unter-
nehmen ist eine möglichst große Dispositi-
onsfreiheit beim Einsatz der Arbeitnehmer
von entscheidender Bedeutung. Auch für
den Arbeitnehmer ist es von Vorteil, über
seine Arbeitszeit freier bestimmen zu kön-
nen. Arbeitnehmer und Arbeitgeber sollten
daher das Recht haben, den Umfang und
die Verteilung der individuellen Arbeitszeit
frei zu vereinbaren. Gegen eine frei verein-
barte Arbeitszeitverkürzung ist dann nichts
einzuwenden, wenn die Beteiligten die Ko-
sten hierfür in Form geringerer Einkünfte
und verminderter Sozialversicherungsan-
sprüche selber tragen. Versucht man, die
Arbeitnehmer für ihren aus dem Arbeitsver-
zicht resultierenden Einkommensrückgang
aus öffentlichen Kassen zu kompensieren,
muß man zwangsläufig andere Arbeitsplät-
ze mit höheren Kosten belasten. Selbst
wenn man davon absieht, daß eine Umver-
teilung von Arbeit schon wegen der ganz
unterschiedlichen Qualifikationsprofile
nicht zum Ziel führt, ist Arbeitszeitverkür-
zung mit finanzieller Kompensation kontra-
produktiv für die Beschäftigung.

Mit dem fundamentalen wirtschaftlichen
Wandel im Zuge der Globalisierung ist
auch der Arbeitsmarkt im Umbruch. Die
sogenannten neuen Arbeitsformen wie
Selbständigkeit und geringfügige Beschäfti-
gungsverhältnisse sind auf dem Vormarsch.
Sie bieten die Chance, selbst bei der weit-
gehenden Regulierung und Inflexibilität auf

Steuerreform: Mehr
Wachstum erfordert
Entlastung
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den, daß es zu einer steuerlichen Nettoent-
lastung auch von Investitionen kommt. Die
Vorstellung, jede steuerliche Entlastung
müßte durch andere Maßnahmen �gegenfi-
nanziert� werden, gefährdet die Erreichung
dieses Ziels. Überdies muß eine Nettoent-
lastung nicht zu einer dauerhaften Senkung
des Steueraufkommens führen. Mehr
Wachstum und höhere Beschäftigung füh-
ren erfahrungsgemäß dazu, daß sich die
Nettoentlastung in den Folgejahren zu ei-
nem Gutteil durch größere Steuereinnah-
men selbst finanziert.

Um leistungsfreundlicher zu besteuern,
müssen im Steuertarif die Spitzensteuer-
sätze so reduziert werden, daß die Grenz-
steuerlast auf Einkommen aus Arbeitslei-
stung und Erwerbstätigkeit drastisch sinkt.
Das setzt Anreize, vorhandene Erwerbs-
möglichkeiten auszuweiten, neue Erwerbs-
chancen zu suchen und aus der Schatten-
wirtschaft zurückzukehren. Zudem würde
es den Gewerkschaften lohnpolitische Zu-
rückhaltung erleichtern. Um transparenter
zu besteuern, sollte der Steuertarif durch
Beschränkung auf wenige Steuersätze
durchgreifend vereinfacht werden. Zudem
sollten die Höchststeuersätze einheitlich
auf gewerbliche und nichtgewerbliche Ein-
künfte angewandt werden. Es macht bei-
spielsweise wenig Sinn, Selbständige
durch das Steuersystem in eine andere
Rechtsform zu drängen.

Nur ein rigoroser Abbau von Steuervergün-
stigungen verbreitert die Bemessungsgrund-
lage so, daß niedrige Steuersätze möglich
sind. Das dient sowohl der horizontalen
Steuergerechtigkeit � �Gleiches Einkom-
men wird gleich besteuert� �  als auch der
vertikalen Steuergerechtigkeit � �Höheres
Einkommen wird höher besteuert�. Beides
fördert die Akzeptanz der Besteuerung bei
den Bürgern. Der aus grundsätzlichen und
praktischen Gründen höchst bedenklichen
Idee einer Mindeststeuer wäre bei einer
weitreichenden Bereinigung von Ausnahme-
tatbeständen ihre Begründung entzogen.
Verbleibende Ausnahmen steigern die Be-
gehrlichkeit anderer, wählerwirksamer
Gruppierungen nach Vergünstigungen und

werden erneute Verkrustungen und Verwässe-
rungen des Steuersystems zur Folge haben.

Erheblicher Handlungsbedarf besteht auch
bei der Besteuerung von Zinseinkünften.
Kapital ist scheu wie ein Reh. Der Finanz-
minister hat mit der auf die Quellensteuer
zurückzuführenden Verlagerung von Geldka-
pital aus Deutschland ins benachbarte Aus-
land schmerzhafte Erfahrungen gemacht.
Mit der Herausnahme der Zinseinkünfte
aus der Einkommensteuer und der Einfüh-
rung einer Abgeltungssteuer in moderater
Höhe könnte das Problem gelöst werden.
Auch sonst macht solche Form der Be-
steuerung durchaus Sinn. Sie würde die ef-
fizienzmindernde Doppelbesteuerung der
Ersparnis mildern. Gegenwärtig ist sowohl
ein gesparter Einkommensbetrag zu ver-
steuern wie ein daraus gewonnener Zinser-
trag. Zur Gänze intertemporal neutral wäre
allerdings erst eine Besteuerung, bei der
Einkommen, das sofort konsumiert wird,
und Einkommen, welches zunächst gespart
und investiert wird, steuerlich gleichbe-
handelt werden.

Für die Vermögensteuer gibt es klare, vom
Verfassungsgericht gesetzte Grenzen. Da-
nach darf nicht mehr in die Substanz ein-
gegriffen werden. Es muß vielmehr mög-
lich sein, die Steuern aus den Erträgen zu
zahlen. Dabei ist außerdem der Grundsatz
der hälftigen Teilung der Erträge unter Be-
rücksichtigung aller Steuern zu beachten.
Nimmt man die Freistellung des Ge-
brauchsvermögens und der Altersvorsorge
mit ins Bild, so verbleibt nur ein schmaler
Bereich, in dem überhaupt noch eine Ver-
mögensteuer erhoben werden kann. Eine
solche Vermögensteuer ist nicht mehr be-
gründbar, zumal sie wenig ergiebig ist, ei-
nen hohen Verwaltungsaufwand verursacht
und in den neuen Bundesländern erst ein-
geführt werden müßte.

Unter umweltpolitischen Gesichtspunkten
kann eine Ökosteuer, wenn sie richtig aus-
gestaltet ist, ein durchaus sinnvolles Instru-
ment sein. Im nationalen Alleingang gibt es
für eine ökologische Steuerreform aller-
dings nur wenig Spielraum. Ein Ansatz-

punkt für einen vorsichtigen Einstieg könn-
te der Energieverbrauch der privaten Haus-
halte sein, weil es dadurch nicht zu einer
Verlagerung der Produktion in andere Län-
der kommt, in denen geringere Umweltan-
forderungen gestellt werden. Sie sollte zu-
dem nur unter der Bedingung eingeführt
werden, daß andere Steuern gesenkt wer-
den. Fatal wäre es, wenn die Einnahmen
aus Ökosteuern zur Reduzierung von Sozi-
alabgaben und nicht zur Senkung der be-
schäftigungspolitisch viel schädlicheren
Einkommensteuer verwandt würden.

Es ist vielen Menschen nur schwer klarzu-
machen, warum eine vor allem auf die
Schaffung von mehr Arbeitsplätzen zielen-
de Steuerreform in erster Linie bei den
steuerlichen Bedingungen fürs Investieren
anzusetzen hat und nicht bei den Steuern
und Abgaben auf Arbeitseinkommen. Den
meisten leuchtet allerdings ein, daß die Ar-
beitskosten in Deutschland gesenkt werden
müssen. Und das trifft ja auch zu. Doch
dafür sind zuallererst diejenigen zuständig,
die über den Preis der Arbeit bestimmen.
Was diese hingegen nicht leisten können,
das ist die Senkung der Kosten, mit denen
der Staat durch seine Steuern die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen belastet � und das
noch stärker als andere Länder, mit denen
wir im Wettbewerb stehen. Denn trotz al-
ler Steuervergünstigungen und der sonsti-
gen direkten Förderung für Investitionen ist
die steuerliche Regelbelastung, die auf
dem Investieren � das heißt auf der Schaf-
fung von Arbeitsplätzen � liegt, nach wie
vor zu groß.

Am schädlichsten für Deutschland aber
wäre es, den steuerzahlenden Bürgern und
Unternehmen in der kommenden Legisla-
turperiode durch die Einführung neuer oder
die Erhöhung bereits bestehender Steuern
noch mehr Belastungen aufzubürden als
bisher, um damit weitere staatliche Lei-
stungen finanzieren zu können. Damit wür-
de gerade die Fehlentwicklung verewigt,
die unser Land in seine problematische
Lage gebracht hat.
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Soziale Sicherungssysteme müssen vor al-
lem sicher sein. Im Leitbild der sozialen
Marktwirtschaft ergänzen und unterstützen
die ökonomische und soziale Sphäre sich
gegenseitig. Doch politisch motivierte Ge-
schenke und Ordnungsfehler haben daraus
ein Zerrbild werden lassen: Heute zeichnen
sich die sozialen Sicherungssysteme durch
immer weiter steigende Beitragslasten aus
und können die versprochene Sicherheit
dennoch nicht mehr garantieren.

Die größte Bedrohung für die soziale Siche-
rung und gleichzeitig für die Beschäftigung
ergibt sich aus der Abhängigkeit von der de-
mographischen Entwicklung und aus den
negativen Rückwirkungen hoher Sozialabga-
ben auf den Arbeitsmarkt. Höhere Beitrags-
sätze führen zu mehr Arbeitslosigkeit und
höhere Arbeitslosigkeit letztlich zur Erhö-
hung der Beitragssätze.

Die Politik hat auf diese bedrohliche Spirale
bislang meist nur halbherzig reagiert und
versucht, die Symptome mit administrativen
Maßnahmen zu unterdrücken. Jetzt ist es
mit Detailreparaturen nicht mehr getan.
Grundstrategie der Politik in der nächsten
Legislaturperiode muß die Beseitigung der
Mechanismen sein, die unsere Systeme der
sozialen Sicherung in die Selbstzerstörung
treiben. Soziale Sicherung muß wieder als
Teil der marktwirtschaftlich verfaßten Ge-
samtordnung begriffen und als stützendes
Element in diese Ordnung integriert werden.
Dabei geht es nicht mehr allein um das So-
zialsystem. Jede darauf bezogene Reform
entscheidet zugleich in hohem Maße über
die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft und
über die Chance, wieder Arbeitsplätze zu
schaffen.

Konkretes Reformziel für die auf dem Umla-
geverfahren basierenden Sozialsysteme muß
es sein, die Summe der Beitragssätze effek-

tiv zu verringern und das zu jeder Versiche-
rung gehörende Äquivalenzprinzip zu stär-
ken. Das Anzapfen neuer Finanzquellen
durch Steuerfinanzierung, Ausdehnung der
Beitragsbemessungsgrenzen oder Erweite-
rung des Versichertenkreises � also die so-
genannten Umfinanzierung � bringt nichts,
und schon gar nicht eine echte Entlastung.
Es verwässert lediglich den Versicherungs-
gedanken und erhöht damit die Anreize zu
noch stärkerer Ausbeutung der Versicherun-
gen.

Die deutsche Rentenversicherung steht un-
ter Druck, weil der demographische Wandel
� ausgelöst durch steigende Lebenserwar-
tung einerseits und sinkende Geburtenzah-
len anderseits � das Verhältnis von Bei-
tragszahlern zu Rentenempfängern laufend
verschlechtert. Dies bedeutet im Umlage-
verfahren zwingend, daß entweder die Bei-
träge drastisch steigen müssen, um ein ge-
gebenes Rentenniveau zu finanzieren, oder
daß für konstante Beitragslasten das Ren-
tenniveau sinken und/oder die Lebensar-
beitszeit steigen muß.

Angesichts der bevorstehenden weiteren
Verschlechterung der demographischen Si-
tuation käme es zu einer Belastungsprobe
zwischen den Generationen, wenn unverän-
derte Rentenleistungen durch immer höhere
Beitragssätze der dann Erwerbstätigen fi-
nanziert werden müßten. Fairneß gegenüber
den künftigen Generationen gebietet es, das
Rentenniveau so abzusenken, daß die Bei-
tragslasten nicht oder nur geringfügig stei-
gen. Das Rentenreformgesetz 1999 hat mit
der langfristigen Absenkung des Nettoren-
tenniveaus auf 64 Prozent einen erster
Schritt in diese Richtung getan. Er wird
aber aller Wahrscheinlichkeit nicht ausrei-
chen. In dem Maße, in dem sich die demo-
graphische Schere öffnet, wird es unver-
meidlich sein, das Rentenniveau weiter ab-
zusenken.

Bislang zielt die Rentenversicherung � der
Idee nach � immer noch auf die Sicherung
des einmal erworbenen Lebensstandards.
Künftig wird sie nur noch eine Mindestsi-
cherung andienen können. Ehrlichkeit ge-

bietet der Politik, dies deutlich zu machen
und zum Zwecke einer fairen Lastenvertei-
lung zwischen der Rentner- und der Er-
werbstätigengeneration das Rentenniveau
schneller zurückzufahren, als bislang vorge-
sehen. Auf diese Weise kann dann über ver-
ringerte Beitragslasten Raum für den Aufbau
einer privaten Vorsorge geschaffen werden.

Es führt kein Weg daran vorbei: bei der Al-
terssicherung sind private Kapital- und Ver-
sicherungslösungen längerfristig sinnvoll
und unausweichlich. Die Vorteile gegen-
über umlagefinanzierten Systemen lassen
sich vor allem für die junge Generation in
Mark und Pfennig ausdrücken. Zudem gilt
es, die aus Kostengründen erodierte be-
triebliche Altersversorgung wieder zu stär-
ken. Dazu sollten die Unterstützungskassen
und Pensionskassen weiterentwickelt und
zu wettbewerbsfähigen Pensionsmodellen
und Pensionsfonds ausgebaut werden.

Die gesetzliche Krankenversicherung ist
wie eine verkehrte Welt organisiert: Staatli-
che Organe bestimmen, welche Leistungen
dem Versicherten zum Nulltarif von seiner
Krankenkasse bezahlt werden. Die Nachfra-
ger von Leistungen sind mit den unmittelba-
ren Zahlern der Leistungen � den Kranken-
kassen � nicht identisch. Und die Anbieter
von Leistungen, die Ärzte und Krankenhäu-
ser, bestimmen im wesentlichen Art und
Menge der zu verabreichenden Leistungen,
ohne daß ein Anreiz zu kostenbewußtem
Umgang mit den Kassenbeiträgen bestünde.
Aufgrund dieser Systemmängel sind alle Be-
teiligten � die Anbieter wie die Nachfrager
� auf vielfache Weise fehlmotiviert. Zudem
erhebt die gesetzliche Krankenversicherung
für die unterschiedlichsten Risiken und Lei-
stungsansprüche einen einheitlichen, am
Bruttolohn orientierten Beitragssatz. Sie ist
damit weniger ein Instrument der Risikoab-
sicherung als ein heimlicher Fiskus, der
zwischen verschiedenen Personengruppen
und ohne rational erkennbare Gründe um-
verteilt. Das alles hat vor allem eine Folge:
das Angebot von und die Nachfrage nach
Gesundheitsleistungen vermehren sich weit-
gehend ohne Rücksicht auf die Kosten.

Soziale Sicherungssyste-
me: Sicherheit nur durch
konsequente Reformen
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Nur marktwirtschaftliche Steuerungsinstru-
mente können auf effiziente Weise wieder
das ins Gleichgewicht bringen, was zu-
sammengehört: die auf Gesundheitsleistun-

gen gerichteten Wünsche der Versicherten
und die Kosten der Bereitstellung solcher
Leistungen durch Ärzte und Krankenhäu-
ser, durch Apotheken und die Hersteller

pharmazeutischer Produkte. Mit der Ein-
führung von Wettbewerb unter den Kran-
kenkassen im Jahre 1997 sind erste
Schritte in diese Richtung getan. Zudem

Die sozialpolitischen Konzepte der Parteien
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können die Versicherten beispielsweise zwi-
schen Sachleistung und Kostenerstattung
wählen. Außerdem haben sie das Recht, im
Falle von Beitragserhöhungen die Kranken-
kasse sofort zu wechseln. Den Krankenkas-
sen wurde die Möglichkeit eingeräumt, be-
stehende Zuzahlungen zu erhöhen, im Rah-
men der Kostenerstattung Selbstbehalte mit
entsprechender Beitragsermäßigung anzu-
bieten und im Falle der Nichtinanspruch-
nahme Beitragsrückzahlungen zu gewäh-
ren.

Aller Erfahrung nach werden diese Maßnah-
men allerdings nicht ausreichen, die Bei-
tragslasten dauerhaft zu begrenzen. Zudem
werden sich auch im Gesundheitswesen die
demographischen Veränderungen dem-
nächst niederschlagen. Knappe Ressourcen
zwingen auch hier zur Rationierung. Die
Politiker der nächsten Legislaturperiode ste-
hen damit auch in diesem Bereich vor einer
eindeutigen Richtungsentscheidung: Bleibt
es bei der wohlfahrtsstaatlichen Vorstel-
lung, das Leben sei eine Krankheit und
demzufolge von der Krankenversicherung zu
zahlen, sind weitere staatliche Anweisun-
gen, administrative Eingriffe, Budgetierun-
gen und Kollektivvereinbarungen unumgäng-
lich. Wer dagegen den mündigen Bürger
ernst nimmt, wird mit Hilfe marktwirt-
schaftlicher Instrumente dafür sorgen, daß
die Ressourcen effizienter eingesetzt und die
medizinischen Leistungen an die Versicher-
ten möglichst zielgenau, bedarfsgerecht und
kostengünstig erbracht werden. Dazu wird
er die heute umfassende Versicherungs-
pflicht durch eine Mindestversicherungs-
pflicht ersetzen, bei der die Beiträge risiko-
gestaffelt und unabhängig vom Beschäfti-
gungsverhältnis wie vom Einkommen fest-
gesetzt werden.

Generell ist festzuhalten: Soziale Gerechtig-
keit und Solidarität lassen sich künftig noch
weniger als in der Vergangenheit durch ei-
nen allzuständigen, umverteilenden Versor-
gungsstaat herbeiführen. Sozialpolitik aus
solchem Verständnis wird den vielbeschwo-
renen sozialen Ausgleich nicht fördern, son-
dern ihn letztendlich vereiteln. Geschaffen
werden kann er nur durch eine subsidiär ge-

Die Reihe �Argumente zu Marktwirtschaft
und Politik� greift aktuelle wirtschafts- und
gesellschaftspolitische Themen auf. Sie er-
scheint in loser Folge.
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gliederte Sozialpolitik � vor allem zugunsten
derer, die sich selbst nachweislich nicht
helfen können. Ludwig Erhards Erkenntnis
ist zur Jahrhundertwende wegweisender
denn je: Die sozialpolitische Aufgabe be-
steht nicht in der Division � dem möglichst
unangreifbaren Verteilen � des Sozialpro-
dukts, sondern in seiner Multiplikation. Zu
dieser Mehrung des Wohlstandes aller kann
Sozialpolitik wesentliche Voraussetzungen
schaffen. Sie kann diese aber auch durch
die Verweigerung notwendiger Reformen
gründlich zerstören.

Zeit der Entscheidungen

Um aus seinen tiefsitzenden Problemen her-
auszukommen und in der Welt des neuen
Jahrhunderts bestehen zu können, braucht
Deutschland ein Reformwerk von histori-
schem Ausmaß, das letztlich alles und je-
den erfaßt und nicht in einem Schritt erle-
digt werden kann. Entscheidend ist jedoch,
daß in der demnächst beginnenden Legisla-
turperiode konsequent damit begonnen und
der richtige Weg eingeschlagen wird. Die
Zukunft kann nicht mehr in der Fortschrei-
bung der Vergangenheit bestehen.

Verantwortungsbewußte Politik wird des-
halb daran zu messen sein, ob sie diese
Einsicht besitzt und den Mut aufbringt, den
zukunftslosen, an sich selbst zugrunde ge-
henden Betreuungs- und Besteuerungsstaat
grundsätzlich in Frage zu stellen, die durch
Verdrängung von Markt, Wettbewerb, von
persönlicher Entscheidungsfreiheit und Risi-
kobereitschaft entstandenen materiellen und
immateriellen Schäden zu benennen und
das Land einer Runderneuerung zu unterzie-
hen.

Den Weg dahin weist eine kluge Ordnungs-
politik, bei der alle Teile des wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Räderwerks
sinnvoll ineinandergreifen und das ganze vor-
anbringen. Das Modell dafür heißt Soziale
Marktwirtschaft. Mit ihrer Wiederbelebung
muß in der nächsten Legislaturperiode
ernsthaft und konsequent begonnen werden.


